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Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der Mitgliedstaaten *

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 16. September 2021 zu dem Vorschlag für einen 
Beschluss des Rates zu Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der Mitgliedstaaten (COM(2021)0282 

— C9-0205/2021 — 2021/0137(NLE))

(Anhörung)

(2022/C 117/34)

Das Europäische Parlament,

— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an den Rat (COM(2021)0282),

— gestützt auf Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, gemäß dem es vom Rat 
angehört wurde (C9-0205/2021),

— gestützt auf Artikel 82 seiner Geschäftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten (A9-0262/2021),

1. billigt den Vorschlag der Kommission in der geänderten Fassung;

2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag gemäß Artikel 293 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union entsprechend zu ändern;

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament gebilligten Text abzuweichen;

4. fordert den Rat auf, es erneut anzuhören, falls er beabsichtigt, den Vorschlag der Kommission entscheidend zu ändern;

5. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission zu übermitteln.

Abänderung 1

Vorschlag für einen Beschluss

Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Die Union bekämpft soziale Ausgrenzung und Dis
kriminierung und fördert soziale Gerechtigkeit und 
sozialen Schutz, die Gleichstellung von Frauen und 
Männern, die Solidarität zwischen den Generationen 
und den Schutz der Rechte des Kindes. Bei der Festlegung 
und Durchführung ihrer Politik und ihrer Maßnahmen 
hat die Union gemäß Artikel 9 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) den Er
fordernissen im Zusammenhang mit der Förderung eines 
hohen Beschäftigungsniveaus, mit der Gewährleistung 
eines angemessenen sozialen Schutzes, mit der Bekämp
fung von Armut und sozialer Ausgrenzung sowie mit 
einem hohen Niveau der allgemeinen und beruflichen 
Bildung und des Gesundheitsschutzes Rechnung zu 
tragen.

(2) Die Union bekämpft soziale Ausgrenzung und Dis
kriminierung und fördert soziale Gerechtigkeit und 
sozialen Schutz, die Gleichstellung von Frauen und 
Männern, die Solidarität zwischen den Generationen 
und den Schutz der Rechte des Kindes. Bei der Festlegung 
und Durchführung ihrer Politik und ihrer Maßnahmen 
hat die Union gemäß Artikel 3 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV) und Artikel 9 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
den Erfordernissen im Zusammenhang mit der Förderung 
von inklusiven Arbeitsmärkten, einem hohen Beschäf
tigungsniveau, Tarifverhandlungen und angemessenen 
Löhnen, mit der Gewährleistung eines angemessenen 
sozialen Schutzes, mit der Bekämpfung von Armut und 
sozialer Ausgrenzung unter besonderer Berücksichti
gung schutzbedürftiger Gruppen, insbesondere Kinder, 
Menschen mit Behinderungen, Alleinerziehende, ethni
sche Minderheiten wie z. B. Angehörige der Roma, 
LGBTIQA+-Personen, Menschen, die in abgelegenen 
Regionen leben, und ältere Menschen, sowie mit einem 
hohen Niveau der allgemeinen und beruflichen Bildung 
und des Gesundheitsschutzes Rechnung zu tragen.
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Abänderung 2

Vorschlag für einen Beschluss

Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Im Europäischen Semester werden die verschiedenen 
Instrumente in einem übergreifenden Rahmen für 
integrierte multilaterale Koordinierung und Überwa
chung der wirtschafts- und beschäftigungspolitischen 
Maßnahmen zusammengeführt. Im Europäischen Seme
ster werden ökologische Nachhaltigkeit, Produktivität, 
Fairness und Stabilität angestrebt und die Grundsätze der 
europäischen Säule sozialer Rechte sowie ihres Über
wachungsinstruments, dem sozialpolitischen Scoreboard, 
einbezogen. Außerdem ist eine enge Zusammenarbeit mit 
den Sozialpartnern, der Zivilgesellschaft und anderen 
Interessenträgern vorgesehen. Auch die Verwirklichung 
der Ziele für nachhaltige Entwicklung wird unterstützt. 
Die Beschäftigungs- und Wirtschaftspolitik der Union 
und der Mitgliedstaaten sollte auf den Übergang Europas 
zu einer klimaneutralen, ökologisch nachhaltigen und 
digitalen Wirtschaft abgestimmt sein, zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit führen, angemessene Arbeitsbedin
gungen gewährleisten, Innovationen, soziale Gerechtig
keit und Chancengleichheit fördern sowie Ungleichheiten 
und regionale Unterschiede abbauen.

(5) Im Europäischen Semester werden die verschiedenen 
Instrumente in einem übergreifenden Rahmen für die 
integrierte multilaterale Koordinierung und Überwa
chung der wirtschafts-, beschäftigungs-, sozial- und 
umweltpolitischen Maßnahmen zusammengeführt. Im 
Europäischen Semester sollten ökologische Nachhaltig
keit, Produktivität, Fairness und Stabilität angestrebt und 
die Grundsätze der europäischen Säule sozialer Rechte 
sowie ihres Überwachungsinstruments, des sozialpoliti
schen Scoreboards, umfassender einbezogen werden. 
Außerdem ist eine enge Zusammenarbeit mit den 
Sozialpartnern, der Zivilgesellschaft und anderen Inter
essenträgern vorgesehen. Auch die Verwirklichung der 
Ziele für nachhaltige Entwicklung, insbesondere die 
Gleichstellung von Frauen und Männern, wird unter
stützt. Die Beschäftigungs- und Wirtschaftspolitik der 
Union und der Mitgliedstaaten sollte auf den Übergang 
Europas zu einer klimaneutralen, sozial inklusiven, 
ökologisch nachhaltigen und digitalen Wirtschaft ab
gestimmt sein, zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
führen, menschenwürdige Arbeitsbedingungen und wi
derstandsfähige Sozialsysteme gewährleisten, Innovatio
nen, soziale Gerechtigkeit, Chancengleichheit und 
Investitionen in die Jugend fördern sowie Ungleichheiten, 
regionale Unterschiede und Armut abbauen. Es ist 
dringend notwendig, für qualitativ hochwertige und 
nachhaltige Beschäftigung zu sorgen, wozu auch 
Initiativen zu menschenwürdigen Arbeitsbedingungen 
bei Telearbeit, zum Recht auf Nichterreichbarkeit, zu 
Eltern- und Betreuungsurlaub, zu den Rechten von 
Plattformbeschäftigten, zu einem allgemeinen Rechts
rahmen für die Vergabe von Unteraufträgen mit 
erhöhter Transparenz und Empfehlungen zur Haftung, 
zu Gesundheit und Sicherheit sowie zur Stärkung der 
Rolle von Tarifverhandlungen gehören.
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Abänderung 3

Vorschlag für einen Beschluss

Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Klimawandel und umweltbezogene Herausforderungen, 
Globalisierung, Digitalisierung, künstliche Intelligenz, 
Telearbeit, Plattformwirtschaft und demografischer Wan
del werden die europäischen Volkswirtschaften und 
Gesellschaften verändern. Die Union und ihre Mitglied
staaten sollten zusammenarbeiten, um diese strukturellen 
Herausforderungen wirksam anzugehen und die beste
henden Systeme entsprechend anzupassen, wobei die 
enge Verflechtung der Volkswirtschaften, Arbeitsmärkte 
und einschlägigen Strategien der Mitgliedstaaten zu 
berücksichtigen ist. Dies erfordert abgestimmte, ehr
geizige und wirksame politische Maßnahmen sowohl 
auf Ebene der Union als auch auf Ebene der Mit
gliedstaaten im Einklang mit den Bestimmungen des 
AEUV und den Unionsvorschriften zur wirtschaftspoli
tischen Steuerung. Zu solchen politischen Maßnahmen 
sollten eine Ankurbelung nachhaltiger Investitionen, eine 
erneuerte Verpflichtung zu angemessen gestaffelten 
Reformen zur Förderung des Wirtschaftswachstums, der 
Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze, der Produktivität, 
angemessener Arbeitsbedingungen, des sozialen und 
territorialen Zusammenhalts, der Aufwärtskonvergenz 
und der Widerstandsfähigkeit sowie die Wahrnehmung 
haushaltspolitischer Verantwortung gehören. Sie sollten 
sowohl auf der Angebots- als auch auf der Nachfrageseite 
ansetzen und ökologische, beschäftigungspolitische und 
soziale Auswirkungen berücksichtigen.

(6) Klimawandel und umweltbezogene Herausforderungen, 
Globalisierung, Digitalisierung, künstliche Intelligenz, 
Telearbeit, Plattformwirtschaft und demografischer Wan
del verändern die europäischen Volkswirtschaften und 
Gesellschaften. Während Telearbeit als ein Schritt hin zu 
einer besseren Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben 
angesehen werden kann und zuvor ausgeschlossenen 
Arbeitnehmergruppen den Zugang zum Arbeitsmarkt 
ermöglicht, birgt sie auch die Gefahr, dass die Grenzen 
zwischen Arbeitszeit und privater Zeit verwischen, und 
kann negative Auswirkungen auf die Grundrechte der 
Arbeitnehmer und ihre physische und psychische 
Gesundheit haben. Die Union und ihre Mitgliedstaaten 
sollten zusammenarbeiten, um diese strukturellen Her
ausforderungen wirksam anzugehen und die bestehenden 
Systeme entsprechend anzupassen, wobei die enge 
Verflechtung der Volkswirtschaften, Arbeitsmärkte und 
einschlägigen Strategien der Mitgliedstaaten zu berück
sichtigen ist. Dies erfordert abgestimmte, ehrgeizige und 
wirksame politische Maßnahmen unter Einbeziehung der 
Sozialpartner sowohl auf Ebene der Union als auch auf 
Ebene der Mitgliedstaaten im Einklang mit den Bestim
mungen des AEUV, der europäischen Säule sozialer 
Rechte und den Unionsvorschriften zur wirtschafts
politischen Steuerung. Zu solchen politischen Maßnah
men sollten eine Ankurbelung nachhaltiger Investitionen, 
eine erneuerte Verpflichtung zu angemessen gestaffelten 
Reformen zur Förderung des Wirtschaftswachstums, der 
Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze, der Produktivität, 
menschenwürdiger Arbeitsbedingungen, des sozialen und 
territorialen Zusammenhalts, der Aufwärtskonvergenz 
und der Widerstandsfähigkeit sowie die Wahrnehmung 
haushaltspolitischer und sozialer Verantwortung gehö
ren. Sie sollten sowohl auf der Angebots- als auch auf der 
Nachfrageseite ansetzen und ökologische, beschäftig
ungspolitische und soziale Auswirkungen berücksichti
gen. Im Anschluss an die Erklärung der 
EU-Finanzministerinnen und -minister zum Stabilitäts- 
und Wachstumspakt angesichts der COVID-19-Krise 
vom 23. März 2020, in der eine vorübergehende 
Abweichung vom Stabilitäts- und Wachstumspakt 
(allgemeine Ausweichklausel) angekündigt wurde, und 
die Mitteilung der Kommission vom 2. Juni 2021 mit 
dem Titel „Wirtschaftspolitische Koordinierung im Jahr 
2021: Überwindung von COVID-19, Unterstützung der 
Erholung und Modernisierung unserer Wirtschaft“, in 
der darauf hingewiesen wird, dass die Ausweichklausel 
auch 2022 angewandt und voraussichtlich 2023 deak
tiviert werden soll, sollten die Mitgliedstaaten das 
Potenzial der allgemeinen Ausweichklausel in vollem 
Umfang nutzen, um Unternehmen, die sich in Schwie
rigkeiten befinden oder denen es an Liquidität mangelt, 
zu unterstützen, wobei das Augenmerk insbesondere auf 
Kleinstunternehmen und kleine und mittlere Unter
nehmen zu richten ist, und um Arbeitsplätze, Löhne und 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Arbeitsbedingungen zu sichern und in die Menschen 
und die Sozialsysteme zu investieren. Darüber hinaus 
sollten das mögliche Risiko für die öffentlichen 
Finanzen, das aufgrund der Verlängerung besteht, sowie 
die mit einer für das Jahr 2023 erwarteten Deaktivie
rung einhergehenden möglichen negativen sozialen 
Folgen im Voraus bewertet werden.
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Abänderung 4

Vorschlag für einen Beschluss

Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Am 8. Mai 2021 erkannten die Führungsspitzen der EU 
auf dem Sozialgipfel in Porto (20) die europäische Säule 
sozialer Rechte als ein grundlegendes Element der 
Erholung an, deren Umsetzung die Bemühungen der 
Union um einen digitalen, grünen und fairen Übergang 
verstärken und einen Beitrag zur Verwirklichung der 
sozialen und wirtschaftlichen Aufwärtskonvergenz sowie 
zur Bewältigung der demografischen Herausforderungen 
leisten werde. Sie betonten, dass die soziale Dimension, 
der soziale Dialog und die aktive Einbeziehung der 
Sozialpartner im Mittelpunkt einer in hohem Maße 
wettbewerbsfähigen sozialen Marktwirtschaft stünden. 
Nach Ansicht der Mitgliedstaaten bietet der von der 
Kommission vorgelegte Aktionsplan zur europäischen 
Säule sozialer Rechte eine nützliche Orientierungshilfe für 
die Umsetzung der Säule, einschließlich in den Bereichen 
Beschäftigung, Kompetenzen, Gesundheit und Sozial
schutz. Sie begrüßten die neuen EU-Kernziele für 2030 in 
den Bereichen Beschäftigung (78 % der 20-64-Jährigen 
sollen erwerbstätig sein), Kompetenzen (60 % aller 
Erwachsenen sollen jedes Jahr an Fortbildungen teilneh
men) und Armutsbekämpfung (Verringerung der Zahl der 
betroffenen Menschen um mindestens 15 Millionen, 
darunter fünf Millionen Kinder) sowie das überarbeitete 
sozialpolitische Scoreboard, da sie dazu beitrügen, die 
Fortschritte bei der Umsetzung der Grundsätze der Säule 
sozialer Rechte als Teil des Prozesses der Koordinierung 
der Maßnahmen im Rahmen des Europäischen Semesters 
zu überwachen. Darüber hinaus merkten die Mitglied
staaten an, dass es mit der schrittweisen Erholung 
Europas von der COVID-19-Pandemie zur Priorität 
werde, Arbeitsplätze nicht mehr nur zu schützen, 
sondern neue zu schaffen und ihre Qualität zu ver
bessern. Ihrer Auffassung nach wird die Umsetzung der 
Grundsätze der europäischen Säule sozialer Rechte 
ausschlaggebend sein, um die Schaffung von mehr und 
besseren Arbeitsplätzen für alle im Rahmen einer 
inklusiven Erholung zu gewährleisten. Abschließend 
betonten die Mitgliedstaaten, wie wichtig eine genaue 
Verfolgung der Fortschritte – auch auf höchster Ebene — 
sei, die bei der Umsetzung der europäischen Säule 
sozialer Rechte und der EU-Kernziele für 2030 erzielt 
würden.

(20) Europäischer Rat, Erklärung von Porto, 8. Mai 2021.

(8) Am 8. Mai 2021 erkannten die Führungsspitzen der EU 
auf dem Sozialgipfel in Porto (20) die europäische Säule 
sozialer Rechte als ein grundlegendes Element der 
Erholung an, deren Umsetzung die Bemühungen der 
Union um einen digitalen, grünen und fairen Übergang 
verstärken und einen Beitrag zur Verwirklichung der 
sozialen und wirtschaftlichen Aufwärtskonvergenz sowie 
zur Bewältigung der demografischen Herausforderungen 
leisten werde. Sie betonten, dass die soziale Dimension, 
der soziale Dialog und die aktive Einbeziehung der 
Sozialpartner im Mittelpunkt einer in hohem Maße 
wettbewerbsfähigen sozialen Marktwirtschaft stünden. 
Nach Ansicht der Mitgliedstaaten bietet der von der 
Kommission vorgelegte Aktionsplan zur europäischen 
Säule sozialer Rechte eine nützliche Orientierungshilfe für 
die Umsetzung der Säule, einschließlich in den Bereichen 
Beschäftigung, Kompetenzen, Gesundheit und Sozial
schutz. Sie begrüßten die neuen EU-Kernziele für 2030 in 
den Bereichen Beschäftigung (78 % der 20–64-Jährigen 
sollen erwerbstätig sein), Kompetenzen (60 % aller 
Erwachsenen sollen jedes Jahr an Fortbildungen teilneh
men) und Armutsbekämpfung (Verringerung der Zahl der 
betroffenen Menschen um mindestens 15 Millionen, 
darunter fünf Millionen Kinder) sowie das überarbeitete 
sozialpolitische Scoreboard, da sie dazu beitrügen, die 
Fortschritte bei der Umsetzung der Grundsätze der Säule 
sozialer Rechte als Teil des Prozesses der Koordinierung 
der Maßnahmen im Rahmen des Europäischen Semesters 
zu überwachen. Darüber hinaus merkten die Mitglied
staaten an, dass es mit der schrittweisen Erholung 
Europas von der COVID-19-Pandemie zur Priorität 
werde, Arbeitsplätze nicht mehr nur zu schützen, 
sondern neue zu schaffen und ihre Qualität zu ver
bessern. Ihrer Auffassung nach wird die Umsetzung der 
Grundsätze der europäischen Säule sozialer Rechte 
ausschlaggebend sein, um die Schaffung von mehr und 
besseren Arbeitsplätzen für alle im Rahmen einer 
inklusiven Erholung zu gewährleisten. Abschließend 
betonten die Mitgliedstaaten, wie wichtig eine genaue 
Verfolgung der Fortschritte, die bei der Umsetzung der 
europäischen Säule sozialer Rechte und der EU-Kernziele 
für 2030 erzielt würden, — auch auf höchster Ebene — 
sei. Die Mitgliedstaaten sollten eine faire Mobilität und 
die Übertragbarkeit von Rechten und Ansprüchen durch 
einen besseren Schutz mobiler Arbeitnehmer, ein
schließlich Grenzgängern und Saisonkräften, wirksa
mere Arbeitsaufsichtsbehörden und die Einführung 
wirksamer digitaler Lösungen sicherstellen.

(20) Europäischer Rat, Erklärung von Porto, 8. Mai 2021.
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Abänderung 5

Vorschlag für einen Beschluss

Erwägung 8 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8a) Obdachlosigkeit ist eine der extremsten Formen sozialer 
Ausgrenzung, die sich negativ auf die physische und 
psychische Gesundheit, das Wohlbefinden und die 
Lebensqualität der betroffenen Personen auswirkt, ebenso 
wie auf ihren Zugang zu Beschäftigung und anderen 
wirtschaftlichen und sozialen Dienstleistungen. Das 
Europäische Parlament, die Kommission, nationale, 
regionale und lokale Behörden sowie Organisationen 
der Zivilgesellschaft auf Unionsebene haben vereinbart, 
die Europäische Plattform zur Bekämpfung von Obdach
losigkeit ins Leben zu rufen. Mit dem letztendlichen Ziel, 
Obdachlosigkeit bis 2030 auszumerzen, haben sie sich 
verpflichtet, den Grundsatz „Housing first“ umzusetzen, 
die Prävention von Obdachlosigkeit zu fördern sowie 
Obdachlosen Zugang zu angemessenem, sicherem und 
erschwinglichem Wohnraum und Unterstützungsdiensten 
zu verschaffen, die hierzu erforderlichen politischen 
Maßnahmen einzuführen und für eine angemessene 
finanzielle Unterstützung durch die EU und die Mit
gliedstaaten zu sorgen.
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Abänderung 6

Vorschlag für einen Beschluss

Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Reformen des Arbeitsmarkts, einschließlich der nationa
len Lohnfestsetzungsmechanismen, sollten sich nach den 
einzelstaatlichen Gepflogenheiten des sozialen Dialogs 
richten, damit gerechte Löhne sichergestellt werden, die 
einen angemessenen Lebensstandard und ein nachhaltiges 
Wachstum ermöglichen. Sie sollten auch den notwendi
gen Spielraum für eine umfassende Berücksichtigung 
sozioökonomischer Aspekte vorsehen, einschließlich Ver
besserungen in den Bereichen Nachhaltigkeit, Wettbe
werbsfähigkeit, Innovation, Schaffung hochwertiger 
Arbeitsplätze, Arbeitsbedingungen, Erwerbstätigenarmut, 
Bildung und Kompetenzen, öffentliche Gesundheit, Inklu
sion und Realeinkommen. Die Mitgliedstaaten und die 
Union sollten dafür sorgen, dass die Auswirkungen der 
COVID-19-Krise auf Gesellschaft, Beschäftigung und 
Wirtschaft abgefedert werden und dass sich der Wandel 
fair und sozial gerecht vollzieht. Es gilt, die wirtschaftliche 
Erholung zu konsolidieren und die Bemühungen um eine 
inklusive und widerstandsfähige Gesellschaft zu stärken, 
in der die Menschen geschützt und in die Lage versetzt 
werden, den Wandel zu antizipieren und zu bewältigen, 
und in der sie sich aktiv am gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Leben beteiligen können. Wie in der 
Empfehlung der Kommission zu einer wirksamen aktiven 
Beschäftigungsförderung (EASE) nach der COVID-19- 
Krise hervorgehoben wird, ist ein kohärentes Bündel 
aktiver arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen mit befriste
ten Einstellungs- und Übergangsanreizen, Kompeten
zstrategien und besseren Arbeitsvermittlungsdiensten 
erforderlich, um Arbeitsmarktübergänge zu unterstützen.

(9) Reformen des Arbeitsmarkts, einschließlich der nationa
len Lohnfestsetzungsmechanismen, sollten sich nach den 
einzelstaatlichen Gepflogenheiten des sozialen Dialogs 
richten, damit gerechte Löhne sichergestellt werden, die 
einen angemessenen Lebensstandard und ein nachhaltiges 
Wachstum ermöglichen. Sie sollten auch den notwendi
gen Spielraum für eine umfassende Berücksichtigung 
sozioökonomischer Aspekte vorsehen, einschließlich Ver
besserungen in den Bereichen Nachhaltigkeit, Wettbe
werbsfähigkeit, Innovation, Schaffung hochwertiger 
Arbeitsplätze, Arbeitsbedingungen, Erwerbstätigenarmut, 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern, Bildung 
und Kompetenzen, öffentliche Gesundheit, Inklusion und 
Realeinkommen. Daher sollten die Mitgliedstaaten die 
Rolle der Sozialpartner achten und stärken, die Aus
weitung des Geltungsbereichs von Tarifverhandlungen 
unterstützen und einen hohen Grad an gewerkschaftli
cher Organisation und Zugehörigkeit zu Arbeitgeber
verbänden fördern, um so eine inklusive und sozial 
ausgewogene Erholung zu bewirken. Die Mitgliedstaaten 
und die Union sollten dafür sorgen, dass die Auswirkun
gen der COVID-19-Krise auf Gesellschaft, Beschäftigung 
und Wirtschaft abgefedert werden und dass sich der 
Wandel fair und sozial gerecht vollzieht. Es gilt, die 
wirtschaftliche Erholung zu konsolidieren und die 
Bemühungen um eine inklusive und widerstandsfähige 
Gesellschaft zu stärken, in der die Menschen geschützt 
werden und in die Lage versetzt werden, den Wandel zu 
antizipieren und zu bewältigen, und in der sie sich aktiv 
am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben beteili
gen können. Wie in der Empfehlung der Kommission zu 
einer wirksamen aktiven Beschäftigungsförderung (EASE) 
nach der COVID-19-Krise hervorgehoben wird, ist ein 
kohärentes Bündel aktiver arbeitsmarktpolitischer Maß
nahmen mit befristeten Anreizen für Einstellungen und 
Übergangskompetenzen, der Validierung und dem 
Erwerb von Kompetenzen und besseren Arbeitsver
mittlungsdiensten erforderlich, um Arbeitsmarktübergän
ge zu unterstützen. Es ist eine gründliche Evaluierung 
der einzelstaatlichen Maßnahmen und Unterstützungs
strategien erforderlich, die zur Milderung der Auswir
kungen der COVID-19-Pandemie zum Einsatz 
gekommen sind, um Lehren aus ihnen ziehen zu können 
und mögliche Instrumente für den zukünftigen Einsatz 
zu erkennen.
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Abänderung 7

Vorschlag für einen Beschluss

Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) Diskriminierung in all ihren Formen sollte bekämpft, die 
Gleichstellung der Geschlechter gewährleistet und die 
Beschäftigung junger Menschen unterstützt werden. 
Zugangsmöglichkeiten und Chancen sollten für alle 
sichergestellt und Armut und soziale Ausgrenzung — 
auch von Kindern — sollten abgebaut werden, insbe
sondere indem für gut funktionierende Arbeitsmärkte 
sowie angemessene und inklusive Sozialschutzsysteme 
gesorgt wird und Hindernisse für die Teilhabe an der 
allgemeinen und beruflichen Bildung und am Arbeits
markt beseitigt werden; dies schließt auch Investitionen in 
frühkindliche Betreuung, Bildung und Erziehung und in 
digitale Kompetenzen ein. Ein zeitnaher und gleichbe
rechtigter Zugang zu erschwinglichen langfristigen Pfle
ge- und Gesundheitsdiensten, einschließlich Prävention 
und Förderung der Gesundheitsversorgung, ist angesichts 
der COVID-19-Krise und im Kontext alternder Gesell
schaften von besonderer Bedeutung. Das Potenzial von 
Menschen mit Behinderungen, zu Wirtschaftswachstum 
und sozialer Entwicklung beizutragen, sollte stärker 
genutzt werden. Da an den Arbeitsplätzen in der Union 
neue Wirtschafts- und Geschäftsmodelle Einzug halten, 
ändern sich auch die Beschäftigungsverhältnisse. Die 
Mitgliedstaaten sollten dafür sorgen, dass in diesen 
Beschäftigungsverhältnissen, die im Zuge der neuen 
Arbeitsformen entstehen, das europäische Sozialmodell 
aufrechterhalten und weiter gestärkt wird.

(10) Diskriminierung in all ihren Formen sollte beseitigt, die 
Gleichstellung der Geschlechter gewährleistet und die 
Beschäftigung junger Menschen gefördert werden. Zu
gangsmöglichkeiten und Chancen sollten für alle sicher
gestellt und Armut und soziale Ausgrenzung — auch von 
Kindern — sollten beseitigt werden, insbesondere indem 
für gut funktionierende Arbeitsmärkte sowie angemesse
ne und inklusive Sozialschutzsysteme gesorgt wird und 
Hindernisse für die Teilhabe an der allgemeinen und 
beruflichen Bildung und am Arbeitsmarkt beseitigt 
werden; dies schließt auch Investitionen in frühkindliche 
Betreuung, Bildung und Erziehung, in digitale Kompe
tenzen und in lebenslanges Lernen ein. Die Mitglied
staaten sollten die Investitionen in nachhaltige, 
hochwertige Arbeitsplätze erhöhen und einen umfas
senden Ansatz verfolgen, um Kinder aus der Armut 
herauszuführen und Eltern von Kindern in Not zu 
unterstützen. Die Europäische Kindergarantie sollte in 
sämtliche Politikbereiche einbezogen werden und die 
Finanzierung der Kinderrechte sollte Vorrang haben, 
wobei die bestehenden Strategien und Mittel der Union 
für konkrete Maßnahmen zur Beseitigung von Kinder
armut und sozialer Ausgrenzung voll ausgeschöpft 
werden sollten. Ein zeitnaher und gleichberechtigter 
Zugang zu erschwinglichen langfristigen Pflege- und 
Gesundheitsdiensten, einschließlich Prävention, nicht 
zuletzt von Problemen im Bereich der psychischen 
Gesundheit am Arbeitsplatz, und Förderung der Gesund
heitsversorgung, ist angesichts der COVID-19-Krise und 
im Kontext alternder Gesellschaften von besonderer 
Bedeutung. Das Potenzial von Personen mit Behinderun
gen, zu Wirtschaftswachstum und sozialer Entwicklung 
beizutragen, sollte stärker genutzt werden. Da an den 
Arbeitsplätzen in der Union neue Wirtschafts- und 
Geschäftsmodelle Einzug halten, ändern sich auch die 
Beschäftigungsverhältnisse. Die Mitgliedstaaten sollten 
dafür sorgen, dass in diesen Beschäftigungsverhältnissen, 
die im Zuge der neuen Arbeitsformen entstehen, das 
europäische Sozialmodell weiter gestärkt wird und 
gleichzeitig die Arbeitnehmerrechte, menschenwürdige 
Arbeitsbedingungen, einschließlich Gesundheit und 
Sicherheit am Arbeitsplatz, menschenwürdiger Lohn 
und eine gute Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben 
sichergestellt werden.
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Abänderung 8

Vorschlag für einen Beschluss

Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(12) Die Mitgliedstaaten sollten REACT-EU (21), in dessen 
Rahmen die Kohäsionsfonds bis 2023 aufgestockt 
werden, den Europäischen Sozialfonds Plus, die neue 
Aufbau- und Resilienzfazilität (22) und andere Unions
fonds, einschließlich des Fonds für einen gerechten 
Übergang und InvestEU, in vollem Umfang nutzen, um 
Beschäftigung, soziale Investitionen, soziale Inklusion, 
Barrierefreiheit, Möglichkeiten der Weiterqualifizierung 
und Umschulung der Arbeitskräfte, lebenslanges Lernen 
und hochwertige allgemeine und berufliche Bildung für 
alle, einschließlich digitaler Kompetenzen und Qualifika
tionen, zu fördern. Auch wenn sich die integrierten 
Leitlinien an die Mitgliedstaaten und die Union richten, 
sollten sie in Partnerschaft mit allen nationalen, regiona
len und lokalen Behörden und unter enger Einbeziehung 
von Parlamenten sowie Sozialpartnern und Vertretern der 
Zivilgesellschaft umgesetzt werden.

(21) Verordnung (EU) 2020/2221 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Dezember 2020 zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 1303/2013 in Bezug auf zusätzliche Mittel und 
Durchführungsbestimmungen zur Unterstützung der Krisenbe
wältigung im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie und 
ihrer sozialen Folgen und der Vorbereitung einer grünen, digitalen 
und stabilen Erholung der Wirtschaft (REACT-EU) (ABl. L 437 
vom 28.12.2020, S. 30).

(22) Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau- und 
Resilienzfazilität (ABl. L 57 vom 18.2.2021, S. 17).

(12) Die Mitgliedstaaten sollten REACT-EU (21), in dessen 
Rahmen die Kohäsionsfonds bis 2023 aufgestockt 
werden, den Europäischen Sozialfonds Plus, die neue 
Aufbau- und Resilienzfazilität (22) und andere Unions
fonds, einschließlich des Fonds für einen gerechten 
Übergang und InvestEU, in vollem Umfang nutzen, um 
Beschäftigung, soziale Investitionen, soziale Inklusion, 
Barrierefreiheit, Möglichkeiten der Weiterqualifizierung 
und Umschulung der Arbeitskräfte, lebenslanges Lernen 
und hochwertige allgemeine und berufliche Bildung für 
alle, einschließlich digitaler Kompetenzen und Qualifika
tionen, zu fördern. Die Mitgliedstaaten sollten auch den 
überarbeiteten Europäischen Fonds für die Anpassung 
an die Globalisierung zugunsten entlassener Arbeit
nehmer, der durch die Verordnung (EU) 2021/691 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (22a) eingerich
tet wurde, in vollem Umfang nutzen, um Personen zu 
unterstützen, die infolge der COVID-19-Krise entlassen 
wurden. Auch wenn sich die integrierten Leitlinien an die 
Mitgliedstaaten und die Union richten, sollten sie in 
Partnerschaft mit allen nationalen, regionalen und lokalen 
Behörden und unter enger Einbeziehung von Parlamenten 
sowie Sozialpartnern und Vertretern der Zivilgesellschaft 
umgesetzt werden.

(21) Verordnung (EU) 2020/2221 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Dezember 2020 zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 1303/2013 in Bezug auf zusätzliche Mittel und 
Durchführungsbestimmungen zur Unterstützung der Krisenbe
wältigung im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie und 
ihrer sozialen Folgen und der Vorbereitung einer grünen, digitalen 
und stabilen Erholung der Wirtschaft (REACT-EU) (ABl. L 437 
vom 28.12.2020, S. 30).

(22) Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau- und 
Resilienzfazilität (ABl. L 57 vom 18.2.2021, S. 17).

(22a) Verordnung (EU) 2021/691 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 28. April 2021 über den Europäischen Fonds für 
die Anpassung an die Globalisierung zugunsten entlassener 
Arbeitnehmer (EGF) und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 1309/2013 (ABl. L 153 vom 3.5.2021, S. 48).
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Abänderung 9

Vorschlag für einen Beschluss

Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13a) In seiner legislativen Entschließung vom 10. Juli 2020 
zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Rates zu 
Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten forderte das Europäische Parlament 
eine Überarbeitung der Leitlinien für beschäftigungs
politische Maßnahmen der Mitgliedstaaten in Anbe
tracht der COVID-19-Pandemie und ihrer sozialen und 
beschäftigungspolitischen Folgen, um besser auf die 
Krise reagieren zu können. Es ist wichtig, dass die 
Leitlinien für die Beschäftigungspolitik der Mitglied
staaten entsprechend überarbeitet werden. Zur Stär
kung der demokratischen Entscheidungsfindung sollte 
das Europäische Parlament gleichberechtigt mit dem 
Rat an der Festlegung der integrierten Leitlinien für 
Wachstum und Beschäftigung mitwirken.
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